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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Angesichts dieser Zahlen ertönt immer lauter der Ruf nach einem staatlich garantierten
Mindesteinkommen. Linke, Grüne, Hilfswerke und allgemein sozial Engagierte drängen
aber auch darauf, dass endlich Massnahmen ergriffen werden, damit diese
gesellschaftlich benachteiligten Gruppen auch ohne Sozialhilfe finanziell bessergestellt
werden; im Vordergrund stehen hier die Durchsetzung des Grundsatzes vom gleichen
Lohn für gleichwertige Arbeit, bessere Kinderbetreuungsmöglichkeiten und materielle
Anerkennung von Erziehungs- und Pflegeaufgaben. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.08.1991
MARIANNE BENTELI

Um für mehr Transparenz und Objektivität im Bereich der Sozialhilfe zu sorgen,
forderte die Sozialdemokratische Fraktion im September 2014 vom Bundesrat die
Erstellung eines Berichts zu verschiedenen Punkten bezüglich der Sozialleistungen –
unter anderem zu deren Erbringung, den Kosten und der Zuständigkeit in den
verschiedenen Kantonen. Als Grund für den Vorstoss führte die Fraktion die
gegenwärtige Polemik in der medialen Debatte, nicht vorhandene Detailkenntnisse und
eine allgemeine Verwirrung aufgrund grosser Unterschiede zwischen den Regelungen
der einzelnen Kantone und Gemeinden auf. Oftmals würden verschiedene Begriffe
miteinander vertauscht, was diskriminierende Aussagen zur Folge habe. Angesichts der
Komplexität des Themas müsse jedoch Objektivität gewährleistet werden, um eine
vernünftige und offene Debatte über mögliche politische Massnahmen führen zu
können. Es sei daher unerlässlich, für mehr Klarheit hinsichtlich der Kosten zu sorgen.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates und erklärte in seiner
Stellungnahme, dass er sich der Notwendigkeit, die Debatte über die Sozialhilfe zu
versachlichen, bewusst sei. Er erkläre sich daher bereit, zusammen mit den Kantonen
einen Bericht auszuarbeiten. Dieser würde sich allerdings darauf beschränken, bereits
vorhandene Daten auszuwerten, um aufzuzeigen, an welchen Stellen noch keine
Informationen vorhanden seien. Stillschweigend und diskussionslos nahm der
Nationalrat das Postulat in der Wintersession 2014 an. 2

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem bereits der Nationalrat Ende 2014 einer Motion der sozialdemokratischen
Fraktion zugestimmt hatte, folgte der Ständerat diesem Votum in der Sommersession
2015. Der SP schwebte vor, eine Strategie zur Reduktion der Abhängigkeit von
Jugendlichen und jungen Erwachsenen von der Sozialhilfe mit dazugehörigem
Masterplan ausarbeiten zu lassen. Hierbei sollten auch allfällige Gesetzesänderungen
nicht ausgeschlossen werden. Auslöser dieses Anstosses waren Erkenntnisse aus einer
Studie zur Sozialhilfe in den Städten, wonach Kinder, Jugendliche und junge
Erwachsene die Altersgruppe ausmachten, die am häufigsten Sozialhilfeleistungen
beziehe. Als Lösungsansatz schlug die SP vor, die Berufsberatung und die Unterstützung
bei der Stellensuche stärker zu fördern. Gleichzeitig wurde auch auf den Kanton Waadt
hingewiesen, dessen Modell «Stipendien statt Sozialhilfe» eventuell als Vorbild für eine
gesamtschweizerische Lösung in Betracht gezogen werden könne.
Der Bundesrat stand der Motion offen gegenüber und beantragte ihre Annahme,
entgegnete jedoch auch, dass er diese Überlegungen in das Nationale Programm zur
Prävention und Bekämpfung von Armut (NAP) integrieren möchte. In diesem NAP seien
die in der Motion skizzierten Ziele bereits recht genau angedacht. So sei beispielsweise
in die Wege geleitet worden, dass die Sozialhilfeleistungen und Stipendien für
Jugendliche besser aufeinander abgestimmt würden und dass ihre Empfängerinnen
und Empfänger beim Übertritt von der Ausbildung in den Arbeitsmarkt besser
unterstützt werden könnten. Auch die SGK-SR stand einstimmig hinter dem Anliegen.
Sie unterstrich aber, dass insbesondere die Zusammenarbeit des Bundes mit den
Kantonen zu bewahren sei, da Letztere schliesslich an der Finanzierung beteiligt sein
würden. Im Plenum war das Geschäft unbestritten. 3

MOTION
DATUM: 09.06.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) Siehe z.B. SP-Programm zur Frauenarmut, Bern 1991; Presse vom 2.2. und 4.2.91; BüZ, 27.4.91; Vr., 7.5.91; SGT, 16.5.91; SZ,
13.7.91; CdT, 13.8.91; BazMagazin, 33, 17.8.91.
2) AB NR, 2014, S. 2355
3) AB SR, 2015, S. 462 f.; Kommissionsbericht SGK-SR vom 27.3.15
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